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Praambel

,Die Augenoptikerinnung Westfalen tritt gemaR Beschlussfassungen der Augenoptiker-Innungen fir
den Reg.-Bez. Arnsberg, fir den Reg.-Bez. Minster und Ostwestfalen-Lippe in alle Rechte und

Pflichten jeglicher Rechtsnatur der Innungen ein.”

§1

Name, Sitz und Bezirk

(1) Die Innung flhrt den Namen:
»Augenoptikerinnung Westfalen*
(2) lhr Sitz ist in Dortmund.

Ihr Bezirk umfasst die Regierungsbezirke Arnsberg, Minster und Detmold.

(3) Der Innungsbezirk gliedert sich in vier Regionalbezirke. Die Regionalbezirke entsprechen den
Handwerkskammerbezirken Arnsberg, Dortmund, Minster und Ostwestfalen-Lippe zu Bielefeld.
Im jeweiligen Regionalbezirk werden wiederum Bezirke gebildet, deren raumliche Ausdehnung
vom Vorstand festgelegt wird. Die Bezirke sollen sich den Kreisgebieten oder kreisfreien Stadten

und Stadtgebieten entsprechen, kénnen insgesamt auch gréRere Bereiche umfassen.

(4) Die Augenoptikerinnung ist eine Korperschaft des offentlichen Rechts. Sie wird mit Genehmi-

gung der Satzung durch die zustandige Handwerkskammer am Sitz der Innung rechtsfahig.

§2
Fachgebiet

Das Fachgebiet der Augenoptikerinnung umfasst das Augenoptikerhandwerk.

§3

Aufgaben der Augenoptikerinnung

(1) Aufgabe der Augenoptikerinnung ist, die gemeinsamen gewerblichen Interessen ihrer Mitglieder

zu fordern. Insbesondere hat sie

1. den Gemeingeist und die Berufsehre zu pflegen;

2. ein gutes Verhaltnis zwischen Meistern, Fachhochschul- und Hochschulabsolventen, Gesel-
len und Auszubildenden anzustreben;

3. entsprechend den Vorschriften der Handwerkskammer die Lehrlingsausbildung zu regeln

und zu Uberwachen sowie fur die berufliche Ausbildung der Auszubildenden, insbesondere
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durch Uberbetriebliche Unterweisungseinrichtungen, zu sorgen und ihre charakterliche Ent-
wicklung zu férdern;

4. die Gesellenprifung abzunehmen und hierfir Gesellenprifungsausschisse zu errichten, so-
fern sie von der Handwerkskammer dazu ermachtigt ist;

5. das handwerkliche Konnen der Meister, Fachhochschul- und Hochschulabsolventen sowie
Gesellen zu fordern; zu diesem Zweck kann sie insbesondere Fachschulen errichten oder
unterstitzen und Lehrgange veranstalten;

6. bei der Verwaltung der Berufsschulen gemaly den bundes- und landesrechtlichen Bestim-
mungen mitzuwirken;

7. das Genossenschaftswesen im Handwerk zu fordern;

8. Uber Angelegenheiten des in ihr vertretenen Handwerks den Behérden Gutachten und Aus-
kiinfte zu erstatten;

9. die sonstigen handwerklichen Organisationen und Einrichtungen in der Erfullung ihrer Auf-
gaben zu unterstutzen;

10.die von der Handwerkskammer innerhalb ihrer Zustandigkeit erlassenen Vorschriften und

Anordnungen durchzufihren.

(2) Die Augenoptikerinnung soll

1. zwecks Erhéhung der Wirtschaftlichkeit der Betriebe ihrer Mitglieder Einrichtungen zur Ver-
besserung der Arbeitsweise und der Betriebsfliihrung schaffen und férdern;
2. bei der Vergabe offentlicher Lieferungen und Leistungen die Vergabestellen beraten;

3. das handwerkliche Pressewesen unterstltzen.

(3) Die Augenoptikerinnung kann

1. zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen Ausbildenden und ihren Auszubildenden einen
Ausschuss bilden (Ausschuss flur Lehrlingsstreitigkeiten);

2. Tarifvertrage abschliel3en, soweit und solange solche Vertrage nicht durch den Innungsver-
band fir den Bereich der Handwerksinnung geschlossen sind;

3. bei Streitigkeiten zwischen den Innungsmitgliedern und deren Auftraggebern auf Antrag ver-
mitteln;

4. Innungsmitglieder im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen vor Gericht vertreten.

(4) Die Augenoptikerinnung kann auch sonstige MaRnahmen zur Férderung der gemeinsamen ge-

werblichen Interessen der Innungsmitglieder durchflhren.

(5) Der Augenoptikerinnung obliegt die Férderung der wirtschaftlichen und sozialen Interessen ihrer

Mitglieder sowie des Augenoptikerhandwerks. Zu diesem Zweck kann sie
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1.

Einrichtungen zur Erhéhung der Leistungsfahigkeit der Mitglieder, vor allem in technischer
und betriebswirtschaftlicher Hinsicht, schaffen oder unterstiitzen;

die Verhandlung tber Vertrage zur Versorgung von Fehlsichtigen mit den Kostentragern fiih-
ren und zum Abschluss bringen;

die gemeinschaftliche Ubernahme von Lieferungen und Leistungen durch die Bildung von
Genossenschaften, Arbeitsgemeinschaften oder auf sonstige Weise im Rahmen der allge-

meinen Gesetze fordern.

(6) Die Errichtung und die Rechtsverhaltnisse der Innungskrankenkassen richten sich nach den

hierfur geltenden bundesrechtlichen Bestimmungen.

§4

Zugehorigkeit zur Kreishandwerkerschaft

(1) Die Augenoptikerinnung gehort der fir ihren Sitz zustandigen Kreishandwerkerschaft an.

(2) Die Fuhrung der Verwaltungsgeschéfte einschliellich der Buch- und Kassenflihrung liegt beim

Augenoptiker- und Optometristenverband NRW (Landesinnungsverband). Die Rechte und

Pflichten der Organe der Augenoptikerinnung werden hierdurch nicht berthrt.

Mitgliedschaft

§5
Mitgliedschaft

Zum Eintritt in die Augenoptikerinnung ist berechtigt, wer

. in die Handwerksrolle mit dem Handwerk oder einem wesentlichen Teil davon eingetragen

ist, fur das die Augenoptikerinnung gebildet ist,

2. in dem Bezirk der Innung seine gewerbliche Niederlassung hat,

3. nicht infolge strafgerichtlicher Verurteilung das Recht, in offentlichen Angelegenheiten zu

wahlen oder zu stimmen, verloren hat,

4. nicht durch gerichtliche Anordnung in der Verfligung Uber sein Vermdgen beschrankt ist und

5. noch nicht aus der Innung ausgeschlossen worden ist; sei es als gesetzlicher Vertreter einer

juristischen Person oder als vertretungsberechtigter Gesellschafter einer Personengesell-

schaft oder als selbstandiger Handwerker.

§6
Antrag, Aufnahme



(1) Der Antrag auf Erwerb der Mitgliedschaft bei der Augenoptikerinnung (Aufnahmeantrag) ist bei
dieser schriftlich zu stellen. Der Vorstand entscheidet tber die Ablehnung. Uber den Wider-

spruch gegen die Ablehnung eines Aufnahmeantrages entscheidet die Vertreterversammlung.

(2) Personen, die sich um die Férderung der Augenoptikerinnung oder des von ihr umfassten Hand-
werks besondere Verdienste erworben haben, konnen durch Beschluss der Vertreterversamm-
lung zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Ehrenmitglieder kbnnen an den Innungsversammlun-

gen und Vertreterversammlungen mit beratender Stimme teilnehmen.

§7
Satzung

Die Innungsmitglieder, die Mitglieder des Gesellenausschusses und die Gesellenmitglieder in den

Innungsausschiissen haben einen Anspruch auf unentgeltliche Aushandigung einer Satzung.

§8
Beginn, Ende

(1) Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Tage der Entscheidung Uber den Aufnahmeantrag.

(2) Die Mitgliedschaft endet mit

1. Austritt,
2. Ausschluss,
3. Ldéschung in der Handwerksrolle,
4. Tod.
§9
Austritt

Der Austritt eines Mitgliedes aus der Augenoptikerinnung kann nur zum Schluss eines Rechnungs-

jahres erfolgen und muss mindestens drei Monate vorher der Innung schriftlich angezeigt werden.

§ 10

Ausschluss

(1) Durch Beschluss des Vorstandes ist auszuschliefen, wer mit Ausnahme der Falle des
§ 8 Abs. 2 Nr. 3 und 4 die Voraussetzungen fir die Mitgliedschaft (§ 5) nicht erfullt.

(2) Durch Beschluss des Vorstandes kann insbesondere ausgeschlossen werden, wer
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1. gegen die Satzung gréblich oder beharrlich verstolt oder satzungsmalige Beschlisse oder
Anordnungen der Organe der Augenoptikerinnung nicht befolgt,

2. mit seinen Beitragen, trotz Mahnung, langer als ein Jahr im Rickstand geblieben ist.

(3) Vor dem Beschluss ist dem Betroffenen Gelegenheit zur AuRerung zu geben; hierfir ist eine

angemessene Frist einzurdumen. § 6 Abs. 1 Satz 3 findet entsprechende Anwendung.

§ 11

Untergang der Anspriiche

Ausscheidende Mitglieder verlieren alle Anspriche an das Innungsvermdgen und - vorbehaltlich
abweichender Bestimmungen der Nebensatzungen - an die von der Augenoptikerinnung errichteten
Einrichtungen. Sie bleiben zur Zahlung der Beitrage verpflichtet, die zum Zeitpunkt ihres Ausschei-
dens fallig waren. lhre vertraglichen und sonstigen Verbindlichkeiten, welche gegentiber der Augen-

optikerinnung oder deren Einrichtungen bestehen, werden durch das Ausscheiden nicht berihrt.

§12
Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Die Mitglieder der Augenoptikerinnung haben gleiche Rechte und Pflichten.

(2) Jedes Innungsmitglied ist berechtigt, die Einrichtungen der Augenoptikerinnung nach MafRRgabe
der Satzung, der Nebensatzung und der Beschlisse der Innungsversammlung oder Vertreter-
versammlung zu nutzen.

(3) Die Mitglieder sind verpflichtet, an der Erfullung der Aufgaben der Innung mitzuwirken und die
Vorschriften der Satzung, der Nebensatzungen sowie die satzungsmafigen Beschlisse und

Anordnungen der Organe der Augenoptikerinnung zu befolgen.

§13

Gastmitglieder

(1) Die Innung kann solche natlrlichen und juristischen Personen, insbesondere des handwerks-
ahnlichen Gewerbes, als Gastmitglieder aufnehmen, die dem Augenoptikerhandwerk, fir das
die Innung gebildet ist, beruflich oder wirtschaftlich nahestehen. Die Gastmitglieder haben die in

den Absatzen 2 bis 5 genannten Rechte und Pflichten.

(2) Die Gastmitglieder sind berechtigt, die Einrichtungen der Augenoptikerinnung in gleicher Weise
wie Innungsmitglieder zu nutzen. Sie nehmen an der Innungsversammlung mit beratender

Stimme teil.



3)

(4)

()

(1)

(2)

(1)

(2)

3)

Betragt die Zahl der Gastmitglieder mehr als ein Viertel der Zahl der Innungsmitglieder, so nimmt
ein Obmann der Gastmitglieder an den Sitzungen des Vorstandes mit beratender Stimme teil.
Der Obmann der Gastmitglieder wird von diesen aus ihrer Mitte gewahlt. Die Vorschriften Gber

die Amtszeit und die Wahl des Obermeisters gelten entsprechend.

Das zustandige Organ der Augenoptikerinnung kann beschlielen, dass Gastmitglieder einen

Beitrag zu entrichten haben.

Fiar Gastmitglieder gelten § 6 Abs. 1, §§ 7 bis 11 und § 12 Abs. 2 und 3 entsprechend.

Wahlrecht, Stimmrecht und Wahlbarkeit

§14
Wahl- und Stimmberechtigung

Wahl- und stimmberechtigt in der Innungsversammlung sind die der Innung angehérenden selb-
standigen Handwerker. Flr eine juristische Person oder eine Personengesellschaft kann nur
eine Stimme abgegeben werden, auch wenn mehrere vertretungsberechtigte Personen vorhan-

den sind.

Gast- und Ehrenmitglieder haben eine nur beratende Stimme.

§ 15
Ubertragung des Wahl- und Stimmrechts

Ein nach § 14 stimmberechtigtes Mitglied, das eine juristische Person, eine Personengesell-
schaft, eine natlrliche Person, Inhaber eines Nebenbetriebes im Sinne des § 2 Nr. 2 oder 3 der
Handwerksordnung ist oder seinen Betrieb nach § 4 der Handwerksordnung fortfiihrt, kann sein
Wahl- und Stimmrecht auf den Betriebsleiter tbertragen, falls dieser die Pflichten Gbernimmt,
die seinem Vollmachtgeber der Innung gegeniiber obliegen. Die Ubertragung und die Uber-

nahme der Rechte bedirfen der schriftlichen Erklarung gegeniber der Augenoptikerinnung.

In Ausnahmefallen kann das Wahl- und Stimmrecht auf ein qualifiziertes Familienmitglied oder

einen Betriebsangehdrigen Ubertragen werden.

Auf diese finden die Bestimmungen der §§ 16 und 17 entsprechende Anwendung. Insoweit gilt
Abs. 1 S.2 entsprechend.



§ 16

Verlust oder Ruhen des Wahl- und Stimmrechts
Ein Mitglied ist nicht wahl- und stimmberechtigt, wenn

1. die Beschlussfassung, die Vornahme eines Rechtsgeschéaftes oder die Einleitung oder Erle-
digung eines Rechtsstreites zwischen ihm und der Handwerksinnung betrifft,

2. es mit Innungsbeitragen langer als ein Jahr im Rickstand ist,

3. es infolge strafgerichtlicher Verurteilung das Recht, in 6ffentlichen Angelegenheiten zu wah-
len oder zu stimmen, nicht besitzt,

4. es durch gerichtliche Anordnung in der Verfigung Uber sein Vermdgen beschrankt ist.

§17
Wahlbarkeit

(1) Wahlbar zu Mitgliedern des der Vertreterversammlung, des Vorstandes und der Ausschisse
sind die wahlberechtigten Innungsmitglieder, die gesetzlichen Vertreter einer der Augenoptike-
rinnung angehoérenden juristischen Person oder die vertretungsberechtigten Gesellschafter ei-

ner der Augenoptikerinnung angehdrenden Personengesellschaft, die

1. Augenoptikermeister sind;
2. aufgrund eines der Meisterprufung gleichgestellten hoheren Bildungsabschlusses fur das Au-

genoptikerhandwerk gleichrangig sind und die Befugnis zum Ausbilden von Auszubildenden
besitzen;

(2) Beijuristischen Personen und bei Personengesellschaften ist jeweils nur eine Person wahlbar.

§18
Uberpriifung der Wahlen

(1) Gegen die Rechtsglltigkeit der Wahlen kann jeder Wahlberechtigte binnen zwei Wochen nach
der Wahl Einspruch beim Vorstand der Augenoptikerinnung erheben. Der Einspruch ist schrift-
lich einzulegen und zu begriinden.

(2) Wird der Einspruch abgelehnt, so ist hieruber ein schriftlich begrindeter Bescheid zu erteilen.

(3) Gegen den ablehnenden Bescheid kann binnen eines Monats nach Zugang Widerspruch erho-

ben werden. Uber diesen entscheidet die Innungsversammiung.



§19

Verlust des Amtes

Mitglieder der Vertreterversammlung, des Vorstandes und der Ausschiisse, die Vertreter der Innung

bei der Kreishandwerkerschaft und beim Landesinnungsverband verlieren ihnr Amt, wenn Umstande

eintreten, welche die Wahlbarkeit ausschliel3en. Die Bestimmungen des § 16 Abs. 1 Ziffer 2 findet

keine Anwendung. Bei Meinungsverschiedenheiten entscheidet das fur die Wahl zustéandige Organ.

Organe

§ 20

Organe

(1) Die Organe der Innung sind

1.
2.
3.
4.

die Innungsversammlung,
die Vertreterversammlung,
der Vorstand,

die Ausschlsse.

(2) Der Innungsversammlung und der Vertreterversammlung obliegen die satzungsrechtlich je-

weils in den §§ 21 und 26 zugewiesenen Aufgaben. Die Aufteilung dient der Effizienz und

Beschleunigung der Innungsarbeit. Die Aufgabenverteilung entspricht den Grundsatzen des

§ 61 HwO. Die Aufgaben der Vertreterversammlung sind abschlie®end geregelt. Soweit Auf-

gabenbereiche nicht ausdrucklich erwahnt und zugeordnet sind, ist die Innungsversammlung

zustandig.

Innungsversammlung

§ 21

Zusammensetzung und Aufgaben der Innungsversammiung

(1) Die Mitglieder der Augenoptikerinnung bilden die Innungsversammlung. Sie beschlief3t Gber alle

Angelegenheiten der Augenoptikerinnung, soweit sie nicht gemal Satzung der Vertreterver-

sammlung Ubertragen oder vom Vorstand oder den Ausschissen wahrzunehmen sind.

(2) Der Innungsversammlung obliegt insbesondere:



1. die Wahl des Vorstandes, der Vertreter zur Vertreterversammlung und der Mitglieder der
standigen Ausschuisse, sowie der Vertreter der Augenoptikerinnung zur Kreishandwerker-
schaft,

2. die Wahl der selbstandigen Handwerker als Mitglieder des Gesellenprifungsausschusses,

3. der Erlass von Vorschriften Uber die Lehrlingsausbildung entsprechend den Vorschriften der
Handwerkskammer,

4. die Beschlussfassung tber

a. den Erwerb, die VerauRerung oder die dingliche Belastung von Grundeigentum,

b. die Veraulierung von Gegenstanden, die einen geschichtlichen, wissenschaftlichen oder
kiinstlerischen Wert haben,

c. die Aufnahme von Darlehen,

d. den Abschluss von Vertragen durch welche der Augenoptikerinnung fortlaufende Ver-
pflichtungen auferlegt werden, mit Ausnahme der laufenden Geschafte der Verwaltung,

e. die Anlegung des Innungsvermaogens,

5. die Beschlussfassung tiber Anderung der Satzung und Aufldsung der Augenoptikerinnung,

6. die Beschlussfassung tiber Errichtung, Anderung und Aufldsung von Nebensatzungen.

(3) Die Wahl der Vertreter zur Kreishandwerkerschaft (Abs. 2 Nr. 1) erfolgt fur die Dauer von flnf

Jahren.

(4) Die nach Abs. 2 Nr. 4 erforderliche Beschlussfassung der Innungsversammlung erstreckt sich
auch auf die durch Nebensatzungen begrindeten Einrichtungen der Augenoptikerinnung, so-

weit nicht durch die Nebensatzung etwas anderes bestimmt ist.

(5) Die nach Abs. 2 Nr. 3, 4, 5, 6 gefassten Beschlisse bedirfen der Genehmigung durch die Hand-

werkskammer.

§ 22

Ordentliche Innungsversammlungen finden in der Regel alle funf Jahre statt. AuRerordentliche In-
nungsversammlungen kdnnen einberufen werden, wenn das Interesse der Augenoptikerinnung es
erfordert oder ein Viertel der stimmberechtigten Mitglieder die Einberufung schriftlich unter Angabe
des Zweckes und der Griinde verlangt. Wird dem Verlangen nicht entsprochen oder erfordert es das
Interesse der Augenoptikerinnung, so kann die Handwerkskammer die Innungsversammlung einbe-

rufen und leiten.

Innungsversammlungen kdnnen als Prasenzversammlung oder als virtuelle Mitgliederversammlung
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(Online-Verfahren) abgehalten werden. Auch eine Kombination von Prasenzveranstaltung und vir-

tueller Versammlung ist méglich. Die erforderlichen Zugangsdaten fir die Teilnahme an der virtuel-

len

(1)

(2)

(1)

(2)

3)

Versammlung werden den Mitgliedern vor Beginn der Veranstaltung mitgeteilt.

§ 23

Der Vorsitzende des Vorstandes (Obermeister) 1adt Gber die Geschaftsstelle zur Innungsver-
sammlung schriftlich unter Angabe der Tagesordnung ein. Die Einladung ist mindestens 7 Tage
entweder in Textform per E-Mail an die letzte der Augenoptikerinnung mitgeteilte E-Mail-Adresse
oder schriftlich per Briefpost vor dem Sitzungstermin abzusenden. In besonderen Fallen kann

diese Einladungsfrist auf 3 Tage verkurzt werden.

Der Gesellenausschuss kann jederzeit im Rahmen seiner gesetzlichen Aufgaben Vorschlage zur
Tagesordnung fiir die nachste Innungsversammlung einreichen. Sollen Angelegenheiten beraten
oder beschlossen werden, in denen der Gesellenausschuss zu beteiligen ist, so sind die Mitglie-
der des Gesellenausschusses entweder in Textform per E-Mail an die letzte der Augenoptikerin-
nung mitgeteilte E-Mail-Adresse oder schriftlich per Briefpost unter Angabe der Tagesordnung

einzuladen.

§ 24

Der Obermeister, in dessen Abwesenheit sein Stellvertreter, leitet die Innungsversammlung.

Der Obermeister ist berechtigt, Versammlungsteilnehmer, die seinen zur Leitung der Verhand-
lung getroffenen Anordnungen nicht nachkommen oder sich ungebuhrlich benehmen, aus der

Versammlung auszuschlie3en.

Uber die Verhandlungen der Innungsversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen, in der
samtliche Beschlisse, Wahlen und Abstimmungen enthalten sein missen. Die Niederschrift ist
von dem Vorsitzenden der Versammlung und dem Protokollfiihrer zu unterzeichnen und den
Innungsmitgliedern innerhalb von vier Wochen zuzusenden. Erfolgt binnen vier Wochen nach
Zustellung kein Einspruch, so gilt die Niederschrift als genehmigt. Falls Angelegenheiten, bei
denen der Gesellenausschuss zu beteiligen war, Gegenstand der Niederschrift sind, ist sie in-

soweit dem Vorsitzenden des Gesellenausschusses zuzuleiten.
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(1)

(2)

3)

(1)

(2)

§ 25

Beschllsse der Innungsversammlung werden, soweit nichts anderes bestimmt ist, mit einfacher
Mehrheit der bei der Abstimmung anwesenden Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein

Antrag als abgelehnt.

Beschllsse kénnen von der Innungsversammlung nur Uber solche Angelegenheiten gefasst
werden, die bei ihrer Einberufung in der Tagesordnung bezeichnet sind oder die - sofern es sich
nicht um eine Satzungsanderung, die Auflésung der Augenoptikerinnung oder den Widerruf der
Bestellung des Vorstandes oder einzelner Vorstandsmitglieder sowie der Vertreterversammlung
oder einzelner Vertreter handelt - mit Zustimmung von drei Viertel der anwesenden Stimmbe-
rechtigten vom Vorsitzenden nachtraglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Die in § 56
Abs. 2 (Gesellenausschuss) bezeichneten Angelegenheiten kdnnen nur dann nachtraglich auf
die Tagesordnung gesetzt werden, wenn mehr als die Halfte der Mitglieder des Gesellenaus-
schusses anwesend ist und drei Viertel der anwesenden Mitglieder des Gesellenausschusses

mit der Behandlung der Angelegenheit einverstanden sind.

Als anwesend gilt auch, wer der Sitzung telefonisch oder per Videolbertragung zugeschaltet
ist.

Vertreterversammliung

§ 26

Zusammensetzung und Aufgaben der Vertreterversammiung

Die Vertreterversammlung wird von den Innungsmitgliedern aus ihrer Mitte auf 5 Jahre gewahlt
und besteht aus mindestens 22 und maximal 28 Vertretern. Die Wahl zur Vertreterversammlung
erfolgt mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Stimmberechtigten. Stehen mehr In-
nungsmitglieder zur Wahl als Vertreter zu wahlen sind, richtet sich die Wahl nach der Anzanhl

der Stimmen, die die Personen jeweils auf sich vereinen.
Der Vertreterversammlung obliegt

1. die Feststellung des Haushaltsplanes und die Bewilligung von Ausgaben, welche im Haus-
haltsplan nicht vorgesehen sind,

2. die Beschlussfassung tber die Hohe der Innungsbeitrage sowie der Beitrage fir Gastmitglie-
der und Uber die Festsetzung von Geblhren. Geblihren kénnen auch von Nichtmitgliedern,
Gastmitgliedern, die Tatigkeiten oder Einrichtungen der Innung in Anspruch nehmen, erho-
ben werden,

3. die Prifung und Abnahme der Jahresrechnung,
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4. die Einsetzung besonderer Ausschiisse zur Vorbereitung einzelner Angelegenheiten und zur
Verwaltung einzelner Innungseinrichtungen,

5. die Beschlussfassung Uber alle Einrichtungen, die zur Erflllung der Aufgaben der Augenop-
tikerinnung geschaffen werden sollen,

6. die Beschlussfassung Uber den Erwerb und die Beendigung der Mitgliedschaft beim Landes-
innungsverband,
die Beschlussfassung uber die Entschadigungsordnung,
die Beschlussfassung uber die Aufnahme und den Ausschluss von Gastmitgliedern sowie
die Hohe der von diesen zu zahlenden Beitrdge und Gebuhren,

9. die Beschlussfassung uber die Ernennung von Ehrenmitgliedern.

10. Die Wahl der Delegierten zum Landesinnungsverband aus ihrer Mitte.

(1) Jeder Vertreter hat eine Stimme.

(2) Die Mitglieder der Vertreterversammlung versehen ihre Obliegenheiten als Ehrenamt unentgelt-
lich. FUr Zeitversaumnisse wird eine pauschale Entschadigung nach der von der Vertreterver-

sammlung zu beschlielenden Entschadigungsordnung gewahrt.

(3) An der Vertreterversammlung zu beteiligen sind die Mitglieder des Gesellenausschusses nach
§56 Abs.3 Nr.2.
§27

Bezirksmeister

Die Vertreterversammlung schlagt die fir die Bezirke zustandigen Bezirksmeister vor. Die Be-
zirksmeister sollen ihren Hauptbetrieb im jeweiligen Bezirk betreiben, den sie in der Vertreter-
versammlung vertreten sollen. Die Bezirksmeister nehmen, soweit sie der Vertreterversammlung
nicht als von den Innungsmitgliedern gewahlte ordentliche Mitglieder angehoren, an den Sitzun-

gen der Vertreterversammlung mit beratender Stimme teil.
Vornehmliche Aufgabe der Bezirke ist die Diskussion mittelstandischer Fragen, die Pflege des
Kontaktes der Innungsmitglieder, die Diskussion regionaler Themen und die Pflege und der Kon-

takt zu anderen Berufen im Gesundheitsbereich.

§ 28

Ordentliche und auBerordentliche Vertreterversammiung

Ordentliche Vertreterversammlungen finden in der Regel halbjahrlich, mindestens jedoch einmal

jahrlich statt.
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Vertreterversammlungen kénnen als Prasenzversammlung oder als virtuelle Versammlungen
(Online-Verfahren) abgehalten werden. Auch eine Kombination von Prasenzveranstaltung und
virtueller Versammlung ist méglich. Die erforderlichen Zugangsdaten fir die Teilnahme an der

virtuellen Versammlung werden den Mitgliedern vor Beginn der Veranstaltung mitgeteilt.

AulRerordentliche Vertreterversammlungen kénnen einberufen werden, wenn der Vorstand dies
beschlie3t. Sie miissen einberufen werden, wenn das Interesse der Innung es erfordert oder
wenn ein Viertel der stimmberechtigten Vertreter die Einberufung entweder in Textform per E-
Mail an die letzte der Augenoptikerinnung mitgeteilte E-Mail-Adresse oder schriftlich per Briefpost
unter Angabe des Zweckes und der Griinde verlangt. Wird dem Verlangen nicht entsprochen
oder erfordert es das Interesse der Innung, so kann die Handwerkskammer die Vertreterver-

sammlung einberufen und leiten.

§ 29

Ladungsfristen

(1) Der Obermeister ladt Uber die Geschaftsstelle zur Vertreterversammlung entweder in Textform
per E-Mail an die letzte der Augenoptikerinnung mitgeteilte E-Mail-Adresse oder schriftlich per
Briefpost unter Angabe der Tagesordnung ein. Die Einladung ist mindestens 7 Tage vor dem
Sitzungsbeginn abzusenden. In besonderen Fallen kann diese Einladungsfrist auf drei Tage ver-

kirzt werden.

(2) Der Gesellenausschuss kann jederzeit im Rahmen seiner gesetzlichen Aufgaben Vorschlage zur
Tagesordnung fur die ndchste Vertreterversammlung einreichen. Sollen Angelegenheiten bera-
ten oder beschlossen werden, in denen der Gesellenausschuss zu beteiligen ist, so sind die
Mitglieder des Gesellenausschusses entweder in Textform per E-Mail an die letzte der Augen-
optikerinnung mitgeteilte E-Mail-Adresse oder schriftlich per Briefpost unter Angabe der Tages-

ordnung einzuladen

§ 30

Leitung der Vertreterversammlungen

(1) Der Obermeister, in dessen Abwesenheit sein Stellvertreter, leitet die Vertreterversammlung.

(2) Der Obermeister ist berechtigt, Versammlungsteilnehmer, die seinen zur Leitung der Verhand-

lung getroffenen Anordnungen nicht nachkommen oder sich ungebihrlich benehmen, aus der

Versammlung auszuschlief3en.

14



3)

(1)

(2)

3)

(4)

Uber die Verhandlungen der Vertreterversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen, in der
samtliche Beschlisse, Wahlen und Abstimmungen enthalten sein missen. Die Niederschrift ist
von dem Vorsitzenden der Versammlung und dem Protokollfihrer zu unterzeichnen und der
nachsten Vertreterversammlung zur Genehmigung vorzulegen. Falls Angelegenheiten, bei de-
nen der Gesellenausschuss zu beteiligen war, Gegenstand der Niederschrift sind, ist sie dem

Vorsitzenden des Gesellenausschusses zuzuleiten.

§ 31

Beschlussfassung

Beschlusse der Vertreterversammlung werden, soweit nichts anderes bestimmt ist, mit einfacher
Mehrheit der bei der Abstimmung anwesenden Vertreter gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein

Antrag als abgelehnt.

Beschlisse kdnnen von der Vertreterversammlung nur Gber solche Angelegenheiten gefasst
werden, die bei ihrer Einberufung in der Tagesordnung bezeichnet sind oder die mit Zustimmung
von drei Viertel der anwesenden Stimmberechtigten vom Vorsitzenden nachtraglich auf die Ta-

gesordnung gesetzt werden.

Die in § 56 Abs. 2 (Gesellenausschuss) bezeichneten Angelegenheiten kdnnen nur dann nach-
traglich auf die Tagesordnung gesetzt werden, wenn mehr als die Halfte der Mitglieder des Ge-
sellenausschusses anwesend ist und drei Viertel der anwesenden Mitglieder des Gesellenaus-

schusses mit der Behandlung der Angelegenheit einverstanden sind.

Als anwesend gilt auch, wer der Sitzung telefonisch oder per VideoUbertragung zugeschaltet
ist.

§ 32

Regelungen fiir die Innungs- und Vertreterversammlung

Die von der Innungsversammlung und der Vertreterversammlung vorzunehmenden Wahlen erfolgen

mit verdeckten Stimmzetteln. Bei Stimmengleichheit ist die Wahl zu wiederholen. Bei erneuter Stim-

mengleichheit entscheidet das Los. Wahlen durch Zuruf sind zulassig, wenn niemand widerspricht.

Uber die Wahlhandlung ist eine Niederschrift anzufertigen. Fiir die Feststellung des Wahlergebnis-

ses sind ausschlieBlich die abgegebenen Ja-, bzw. Nein-Stimmen mafgeblich.

§ 33

Die Innungsversammlung und die Vertreterversammlung regeln ihre Geschaftsordnung soweit die

Satzung keine naheren Vorschriften trifft, durch Beschluss.
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(1)

(2)

3)

(4)

(1)

Vorstand

§ 34

Zusammensetzung des Vorstandes

Der Vorstand besteht aus dem Obermeister, drei Stellvertretern, dem Lehrlingswart und funf
Beisitzern. Sie werden von der Innungsversammlung aus den nach § 17 wahlbaren Innungsmit-

gliedern gewahilt.

Die Amtsdauer des Vorstandes betragt 5 Jahre. Die Mitglieder des Vorstandes bleiben nach
Ablauf ihrer Wahlzeit so lange im Amt, bis ihre Nachfolger das Amt angetreten haben. Scheiden
Mitglieder des Vorstandes vor Ablauf ihrer Wahl aus, so ist in der nachsten Innungsversamm-

lung eine Neuwahl fiir den Rest der Wahlzeit vorzunehmen.

Die Innungsversammlung kann die Bestellung des Vorstandes oder einzelner seiner Mitglieder
widerrufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; ein solcher Grund ist insbesondere grobe Pflicht-
verletzung oder Unfahigkeit. Der Widerruf kann nur mit einer Mehrheit von drei Viertel der er-

schienenen Stimmberechtigten beschlossen werden.

Die Mitglieder des Vorstandes versehen ihr Amt als Ehrenamt unentgeltlich. Fir bare Auslagen
und Zeitversaumnisse wird Ersatz und eine Entschadigung nach den von der Vertreterversamm-
lung zu beschlielenden Satzen gewahrt. Die Zahlung eines pauschalierten Ersatzes fir bare
Auslagen in Form von Tages- oder Ubernachtungsgeldern ist zulssig. Dem Obermeister und
in besonderen Fallen weiteren Vorstandsmitgliedern sowie dem Lehrlingswart kann zudem flr
den mit ihrer Tatigkeit verbundenen Aufwand eine angemessene Entschadigung gewahrt wer-

den, die von der Vertreterversammlung festgesetzt wird.

§ 35

Wahlen des Vorstandes

Der Obermeister und seine Stellvertreter werden von der Innungsversammlung in je einem be-
sonderen Wahlgang mit absoluter Stimmenmehrheit der erschienenen und stimmberechtigten
Innungsmitglieder gewahlt. Fallt die Mehrzahl der abgegebenen Stimmen nicht auf eine Person,
findet eine engere Wahl unter denjenigen Personen statt, welche die meisten Stimmen erhalten

haben. Die Wahl der weiteren Mitglieder des Vorstandes erfolgt mit einfacher Stimmenmehrheit.
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(2) Die Wahl des Obermeisters findet unter Leitung eines von der Innungsversammlung ausgewahl-
ten, wahlberechtigten Mitgliedes, die Wahl der Stellvertreter und der weiteren Vorstandsmitglie-

der unter Leitung des Obermeisters statt.

(3) Die Wahl des Vorstandes ist der Handwerkskammer binnen einer Woche anzuzeigen.

§ 36

Vorstandssitzungen

(1) Sitzungen des Vorstandes finden nach Bedarf statt; sie missen auf Antrag von mindestens ei-

nem Drittel der Vorstandsmitglieder einberufen werden.

Vorstandssitzungen kdnnen als Prasenzversammlung oder als virtuelle Versammlungen (Online-
Verfahren) abgehalten werden. Auch eine Kombination von Prasenzveranstaltung und virtueller
Versammlung ist moglich. Die erforderlichen Zugangsdaten fir die Teilnahme an der virtuellen

Versammlung werden den Mitgliedern vor Beginn der Veranstaltung mitgeteilt.

(2) Der Obermeister ladt Uber die Geschaftsstelle entweder in Textform per E-Mail an die letzte der
Augenoptikerinnung mitgeteilte E-Mail-Adresse oder schriftlich per Briefpost zu den Sitzungen
des Vorstandes ein und leitet sie; in Ausnahmeféllen kann die Einladung auch mundlich erfolgen.
Der Gesellenausschuss kann jederzeit im Rahmen seiner gesetzlichen Aufgaben Vorschlage zur
Tagesordnung fur die ndchste Vorstandssitzung einreichen. Sollten Angelegenheiten beraten
oder beschlossen werden, in denen der Gesellenausschuss zu beteiligen ist (§ 56 Gesellenaus-
schuss), so ist dem Vorsitzenden des Gesellenausschusses rechtzeitig vor der Sitzung des Vor-

standes Kenntnis zu geben.

(3) Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn einschliellich des Vorsitzenden mehr als die Halfte der

Mitglieder anwesend ist.
(4) Die Beschlusse werden mit einfacher Mehrheit gefasst; bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als
abgelehnt. An der Beratung und Beschlussfassung Uber solche Angelegenheiten, die das per-

sonliche Interesse eines Vorstandsmitgliedes bertihren, darf dieses nicht teilnehmen.

(5) In eiligen Sachen kann ein Vorstandsbeschluss, wenn kein Mitglied des Vorstands widerspricht,

auch schriftlich oder fernmindlich herbeigefuhrt werden.

(6) Als anwesend gilt auch, wer der Sitzung telefonisch oder per Videoubertragung zugeschaltet ist.
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(7) Uber die Sitzungen des Vorstandes ist eine Niederschrift anzufertigen, in der samtliche Be-

schlisse enthalten sein missen; sie ist von dem Vorsitzenden und dem Protokollfiihrer zu unter-

zeichnen.

(8) Angelegenheiten, bei denen der Gesellenausschuss zu beteiligen war und insoweit Gegenstand

(1)

(2)

3)

(1)

(2)

3)

(4)

der Niederschrift sind, sind dem Vorsitzenden des Gesellenausschusses zuzuleiten.

§ 37
Vertretung

Der Obermeister, im Verhinderungsfall sein Stellvertreter, und die Geschaftsfihrung, vertreten

gemeinsam die Augenoptikerinnung gerichtlich und auf3ergerichtlich.

Als Ausweis des Vorstandes genlgt bei allen Rechtsgeschéaften die Bescheinigung der Hand-

werkskammer, dass die darin bezeichneten Personen zurzeit den Vorstand bilden.

Willenserklarungen, welche die Augenoptikerinnung vermoégensrechtlich verpflichten, bedirfen
der Schriftform. Sie mussen vom Obermeister und der Geschaftsfihrung unterzeichnet sein.

Dies gilt nicht fUr die laufenden Geschéafte der Verwaltung.

§ 38

Dem Vorstand obliegt die Verwaltung der Augenoptikerinnung, soweit sie nicht gesetzlich oder
durch Bestimmungen der Satzung oder der Nebensatzungen der Innungsversammlung vorbe-
halten oder der Vertreterversammlung oder anderen Organen Ubertragen ist. Die Geschéafte der

Innung werden nach den Richtlinien des Vorstandes von der Geschaftsfuhrung gefuhrt.

Der Vorstand bereitet die Verhandlungen der Innungsversammlung und der Vertreterversamm-

lung vor.

Der Vorstand kann die Verteilung der Aufgaben unter seinen Mitgliedern durch Beschluss re-

geln.

Die Mitglieder des Vorstandes sind zur ordnungsgemafien Verwaltung verpflichtet; sie haften
fur jeden aus einer Pflichtverletzung entstandenen Schaden, soweit ihnen grobe Fahrlassigkeit
oder Vorsatz zur Last fallt; sind mehrere fiir den Schaden verantwortlich, so haften sie als Ge-

samtschuldner.
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Geschaftsfuhrung

§39
Geschiftsfiihrung

(1) Die Erledigung der laufenden Geschafte der Verwaltung obliegt der Geschaftsfuhrung. Inso-
weit vertritt sie die Handwerksinnung. Laufende Geschéafte der Verwaltung sind alle Verwal-

tungsaufgaben, die nach Art und Ausmal} regelmafig wiederkehren.

(2) Die Geschéftsfiihrung oder eine vom Vorstand bevolimachtigte Person, kann die Innungs-

mitglieder im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen vor Gericht vertreten.

(3) Die Geschéftsfuhrung ist berechtigt, an den Sitzungen der Organe der Innung teilzunehmen,

soweit es sich nicht um ihre Angelegenheiten handelt.

Ausschusse

§ 40

Errichtung von Ausschiissen

(1) Die Augenoptikerinnung bildet standige Ausschisse; aulRerdem kdnnen fir einzelne Angele-

genheiten besondere Ausschisse errichtet werden.

(2) Die Ausschusse haben, soweit die Satzung nichts anderes bestimmt, die in ihren Geschaftsbe-
reich fallenden Angelegenheiten vorzuberaten und Uber das Ergebnis ihrer Beratungen dem
Vorstand oder der Vertreterversammlung zu berichten. Uber die Berichte beschliet das zustan-

dige Organ der Augenoptikerinnung.

(3) Die Mitglieder der Ausschusse verwalten ihr Amt als Ehrenamt. § 34 Abs. 4 gilt entsprechend.
Die Entschadigungen der Gesellenmitglieder fur Zeitversaumnisse sind so zu bemessen, dass
sie den Lohnausfall einschliel3lich der lohngebundenen Abgaben decken. Wird den Gesellen-
mitgliedern der Lohn fortgezahlt, so ist die Entschadigung auf Antrag an den Betriebsinhaber zu
zahlen.

§ 41

Wahlen zu den Ausschiissen

(1)Die Vorsitzenden und Mitglieder der standigen Ausschiisse werden von der Innungsversammlung
- vorbehaltlich der Bestimmungen der §§ 45 Abs. 2, 47 Abs. 2, 3 und 4, 49 Abs. 1, 54, 71 Abs. 1 —
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die Gesellenvertreter vom Gesellenausschuss auf langstens 5 Jahre mit einfacher Stimmenmehrheit
gewahlt; fir jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu wahlen. Wiederwahl ist zulassig. § 30 Abs. 2, Satz
3 und Abs. 3 gelten mit der MalRgabe entsprechend, dass die Neuwahl, die Berufung und der Wi-
derruf der Bestellung von Ausschussmitgliedern, die Gesellen sind, nur vom Gesellenausschuss

vorgenommen werden kann.

(2) Die Mitglieder der standigen Ausschusse uben ihre Tatigkeit bis zur Neuwahl der Nachfolger

aus.

(3) Der Obermeister kann an den Sitzungen der Ausschisse - mit Ausnahme des Gesellenaus-
schusses, des Gesellenprifungsausschusses und des Rechnungsprifungsausschusses - mit

beratender Stimme teilnehmen. Letzterer kann ihn jedoch anhéren.

§42
Beschlussfihigkeit

Die Ausschusse sind, soweit nichts anderes bestimmt ist, beschlussfahig, wenn einschliellich des
Vorsitzenden mindestens die Halfte der Mitglieder anwesend ist. Die Beschllisse werden mit einfa-
cher Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Es ist eine Nie-

derschrift anzufertigen.

Standige Ausschisse

§43

Standige Ausschiisse
(1) Als standige Ausschusse sind zu bilden
ein Ausschuss fur Berufsausbildung,

Gesellenprifungsausschisse, sofern die Handwerkskammer zur Errichtung ermachtigt hat,

ein Rechnungs- und Kassenprufungsausschuss,

N =

ein Gesellenausschuss.

(2) Als standiger Ausschuss kann ein Ausschuss zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Aus-

bildenden und Auszubildenden gebildet werden.

(3) Den Mitgliedern der in Abs. 1 Nr. 1 und 2 genannten Ausschisse sind die fur ihre Tatigkeit

erforderlichen Arbeitsmittel unentgeltlich zur Verfligung zu stellen.
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§ 44

Ausschuss fiir Berufsbildung

Der Ausschuss hat nach Maligabe der fir die Berufsbildung geltenden Vorschriften alle Angelegen-

heiten, welche die Berufsbildung betreffen, zu beraten.

(1)

(@)

(1)

(2)

()

(4)

§ 45

Zusammensetzung

Der Ausschuss fir die Berufsbildung besteht aus einem Vorsitzenden und mindestens vier Bei-
sitzern, von denen die Halfte Innungsmitglieder, die in der Regel Gesellen oder Auszubildende
beschaftigen, und die andere Halfte Gesellen, die die Voraussetzungen der Wahlbarkeit fur den
Gesellenausschuss (§ 56 Gesellenausschuss) erflllen, sein missen.

Der Vorsitzende sowie die Beisitzer, die Innungsmitglieder sind, werden von der Innungsver-
sammlung, die Beisitzer, die Gesellen sind, werden vom Gesellenausschuss gewahlt. Bei der
Wahl des Vorsitzenden nehmen die Mitglieder des Gesellenausschusses mit vollem Stimmrecht

an der Innungsversammlung teil. § 56 Abs. 4 findet Anwendung.

Gesellenprufungsausschuss

§ 46
Aufgabe

Ermachtigt die Handwerkskammer die Handwerksinnung zur Errichtung eines Gesellenpri-

fungsausschusses, so gelten die nachfolgenden Vorschriften erganzend.

Der Gesellenprufungsausschuss ist fur die Abnahme der Gesellenprifung aller Lehrlinge (Aus-
zubildenden) der in der Handwerksinnung vertretenen Handwerke ihres Bezirks zustandig, so-
weit nicht die Handwerkskammer etwas anderes bestimmt. Naheres regelt insbesondere die

Gesellenprifungsordnung der Handwerkskammer.

Die Handwerksinnung hat Gber die Prifungsgebihren zu beschliefen. Der maximale Gebuh-
renrahmen des Gebuhrenverzeichnisses der Handwerkskammer darf dabei nicht Gberschritten
werden. Eine Differenzierung zwischen Innungsmitgliedern und Nichtinnungsmitgliedern ist

nicht moglich.

Die Innung kann mit Genehmigung der Handwerkskammer Richtlinien aufstellen, aus denen

sich die drtliche Zustandigkeit der Gesellenprifungsausschisse ergibt.
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(1)

(2)

3)

(4)

(1)

(2)

§ 47
Errichtung

Sofern die Handwerkskammer die Ermachtigung zur Errichtung eines Gesellenprifungsaus-
schusses erteilt hat, errichtet die Innung nach MaRgabe der Gesellenprifungsordnung sowie

des Ermachtigungsbescheides der Handwerkskammer einen Prifungsausschuss.

Die Arbeitgeber und deren Beauftragte, die von der Innungsversammlung gewahlt werden,
mussen nicht Innungsmitglieder sein. Die Arbeitnehmer und deren Beauftragte, die vom Ge-
sellenausschuss gewahlt werden, mussen nicht bei einem Innungsmitglied beschaftigt sein.
Fur die mit Ermachtigung der Handwerkskammer von der Handwerksinnung errichteten Pri-
fungsausschusse werden die Arbeitgeber und die Beauftragten der Arbeitgeber von der In-
nungsversammlung, die Arbeithehmer und die Beauftragten der Arbeithehmer von dem Gesel-

lenausschuss gewahlt.

Vorschlage der im Bezirk der Handwerksinnung bestehenden Gewerkschaften und selbstandi-
gen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung sollen

bericksichtigt werden.

Die Lehrkraft einer berufsbildenden Schule wird im Einvernehmen mit der Schulaufsichtsbe-
horde oder der von ihr bestimmten Stelle nach Anhérung der Handwerksinnung von der Hand-

werkskammer berufen.

§ 48

Zusammensetzung und Bestellung

D er Gesellenprifungsausschuss besteht aus drei Mitgliedern, sofern die Gesellenprifungsord-
nung der Handwerkskammer keine héhere Anzahl festgelegt. Die Mitglieder missen fir die

Prifungsgebiete sachkundig und fir die Mitwirkung im Prifungswesen geeignet sein.

Dem Prufungsausschuss missen als Mitglieder selbststandige Handwerker oder Betriebsleiter,
die die Voraussetzungen fir die Eintragung in die Handwerksrolle erfillen, und Arbeitnehmer in
gleicher Zahl sowie mindestens ein Lehrer einer berufsbildenden Schule angehéren. Mindestens
zwei Drittel der Gesamtzahl der Mitglieder mussen selbststandige Handwerker und Arbeitneh-
mer sein. Die Mitglieder haben Stellvertreter. Die Mitglieder und die Stellvertreter werden fir

langstens funf Jahre berufen oder gewahlt.
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3)

(4)

(®)

(6)

(1)

(2)

Die selbststandigen Handwerker missen in dem Handwerk, fir das der Prifungsausschuss er-
richtet ist, die Meisterprifung abgelegt haben oder zum Ausbilden berechtigt sein. Die Arbeit-
nehmer missen die Gesellenprifung in dem Handwerk, fir das der Priifungsausschuss errichtet
ist, oder eine entsprechende Abschlusspriifung in einem anerkannten Ausbildungsberuf nach §
4 Berufsbildungsgesetz bestanden haben und handwerklich tatig sein. Arbeitnehmer, die eine
entsprechende auslandische Befahigung erworben haben und handwerklich tatig sind, kénnen

in den Prifungsausschuss berufen werden.

Die Mitglieder der Prifungsausschisse kdnnen nach Anhérung der an ihrer Berufung Beteiligten
aus wichtigem Grund abberufen werden. Die Absatze 4 und 5 gelten fir die Stellvertreter ent-

sprechend.

Die Tatigkeit im Prifungsausschuss ist ehrenamtlich. Fur bare Auslagen und fur Zeitversaumnis
ist, soweit eine Entschadigung nicht von anderer Seite gewahrt wird, eine angemessene Ent-
schadigung zu zahlen, deren Hohe von der Handwerkskammer mit Genehmigung der Obersten

Landesbehorde festgesetzt wird.

Von Abs. 2 darf nur abgewichen werden, wenn anderenfalls die erforderliche Zahl von Mitglie-

dern des Prifungsausschusses nicht berufen werden kann.

§ 49

Vorsitz

Der Prifungsausschuss wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter.

Der Vorsitzende und sein Stellvertreter sollen nicht derselben Mitgliedergruppe angehdren.
Der Prifungsausschuss ist beschlussfahig, wenn zwei Drittel der Mitglieder, mindestens drei,
mitwirken. Er beschlief3t mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit

gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

§ 50

Die Gesellenprifung wird durch eine von der Handwerkskammer mit Genehmigung der Obersten

Landesbehdrde zu erlassenen Gesellenprifungsordnung geregelt.

§ 51

Kosten der Gesellenpriifung
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Die Kosten der Zwischen- und Gesellenprifung tragt die Augenoptikerinnung, der auch die Pri-

fungsgebuihren zuflielRen.

Rechnungs- und Kassenprifungsausschuss

§ 52

Zusammensetzung

(1) Der Rechnungs- und Kassenprufungsausschuss besteht aus mindestens zwei Innungsmitglie-
dern, die nicht dem Vorstand angehéren durfen. Sie werden von der Innungsversammlung aus

ihrer Mitte auf die Dauer von funf Jahren gewahlt.

(2) Der Ausschuss hat die Rechnungs- und Kassenfiihrung sowie die Jahresrechnung zu prifen

und dartber in der Vertreterversammlung zu berichten.

Ausschuss zur Schlichtung von Streitigkeiten
zwischen Ausbildenden und Auszubildenden

§ 53
Aufgaben

(1) Der Entscheidung des Ausschusses unterliegen Streitigkeiten zwischen Ausbildenden und ihren
Auszubildenden aus allen Berufsausbildungsverhaltnissen der in der Augenoptikerinnung ver-

tretenen Handwerke ihres Bezirks. Das betrifft Streitigkeiten

1. aus dem Ausbildungsverhaltnis,
Uber das Bestehen oder Nichtbestehen eines Ausbildungsverhaltnisses,
aus unerlaubten Handlungen, soweit diese mit dem Ausbildungsverhaltnis in Zusammen-

hang stehen.

(2) Die Zustandigkeit des Ausschusses entfallt, wenn das Ausbildungsverhaltnis zur Zeit der

Schlichtung der Streitigkeit nicht mehr besteht.

§ 54

Zusammensetzung

Der Ausschuss zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Ausbildenden und Auszubildenden be-

steht aus dem Vorsitzenden und zwei Beisitzern. Der Vorsitzende darf nicht Mitglied der Augenopti-

kerinnung und weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmer in einem gewerblichen Betrieb sein. Ein Bei-

sitzer muss Innungsmitglied sein und in der Regel Gesellen oder Auszubildende beschaftigen; der
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andere Beisitzer muss Geselle sein und die Voraussetzungen der Wahlbarkeit fir den Gesellenaus-
schuss (§ 56) erfiillen.

§ 55
Verfahren

Die Zusammensetzung des Ausschusses und die Durchfuhrung des Verfahrens vor dem Ausschuss

richten sich nach der von der zustandigen Handwerkskammer erlassenen Verfahrensordnung.

Gesellenausschuss

§ 56

Gesellenausschuss

(1) Im Interesse eines guten Verhaltnisses zwischen den Innungsmitgliedern und den bei ihnen

beschéaftigten Gesellen wird bei der Augenoptikerinnung ein Gesellenausschuss errichtet. Der

Gesellenausschuss hat die Gesellenmitglieder der Ausschisse zu wahlen, bei denen die Mit-

wirkung der Gesellen durch Gesetz oder durch Satzung vorgesehen ist.

(2) Der Gesellenausschuss ist zu beteiligen

1.

bei Erlass von Vorschriften Uber die Regelung der Lehrlingsausbildung,

2. bei Malnahmen zur Férderung und Uberwachung der beruflichen Ausbildung und zur For-

derung der charakterlichen Entwicklung der Lehrlinge,

bei der Errichtung der Gesellenprifungsausschusse,

bei MalRnahmen zur Foérderung des handwerklichen Kénnens der Gesellen, insbesondere
bei der Errichtung oder Unterstitzung der zu dieser Férderung bestimmten Fachschulen und
Lehrgange,

bei der Mitwirkung an der Verwaltung der Berufsschulen gemaf den Vorschriften der Unter-
richtsverwaltungen,

bei der Wahl oder Benennung der Vorsitzenden von Ausschiissen, bei denen die Mitwirkung
der Gesellen durch Gesetz oder Satzung vorgesehen ist,

bei der Begrindung und Verwaltung aller Einrichtungen, fir welche die Gesellen Beitrage
entrichten oder eine besondere Mihewaltung Gbernehmen, oder die zu ihrer Unterstiitzung

bestimmt sind.

(3) Die Beteiligung des Gesellenausschusses hat mit der MaRgabe zu erfolgen, dass

1.

bei der Beratung und Beschlussfassung des Vorstandes der der Augenoptikerinnung min-

destens ein Mitglied des Gesellenausschusses mit vollem Stimmrecht teilnimmt,
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(4)

()

(1)

(2)

3)

(4)

2. bei der Beratung und Beschlussfassung der Innungsversammlung und der Vertreterver-
sammlung samtliche Mitglieder mit vollem Stimmrecht teilnehmen,

3. bei der Verwaltung von Einrichtungen, flr welche die Gesellen Aufwendungen zu machen
haben, die vom Gesellenausschuss gewahlten Gesellen in gleicher Zahl zu beteiligen sind

wie die Innungsmitglieder.

Zur Durchfuhrung von Beschlissen der Innungsversammlung in den in Absatz 2 bezeichneten
Angelegenheiten bedarf es der Zustimmung des Gesellenausschusses. Wird die Zustimmung
versagt oder nicht in angemessener Frist erteilt, so kann die Augenoptikerinnung die Entschei-

dung der Handwerkskammer binnen eines Monats beantragen.

Die Beteiligung des Gesellenausschusses entfallt in den Angelegenheiten, die Gegenstand ei-
nes von der Augenoptikerinnung oder von dem Innungsverband abgeschlossenen oder abzu-

schliellenden Tarifvertrages sind.

§ 57

Zusammensetzung und Bestellung

Der Gesellenausschuss besteht aus dem Vorsitzenden (Altgesellen) und zwei weiteren Mitglie-

dern.

Fir die Mitglieder des Gesellenausschusses sind Stellvertreter zu wahlen, die im Falle der Ver-
hinderung oder des Ausscheidens flr den Rest der Wahlzeit in der Reihenfolge der Wahl ein-

treten.

Die Mitglieder des Gesellenausschusses werden auf die Dauer von langstens finf Jahren mit
verdeckten Stimmzetteln in allgemeiner, unmittelbarer und gleicher Wahl gewahlt. Sie behalten,
auch wenn sie nicht mehr bei Innungsmitgliedern beschaftigt sind, solange sie im Bezirk der
Handwerksinnung im Betrieb eines selbstandigen Handwerkers verbleiben, die Mitgliedschaft
noch bis zum Ende der Wahlzeit, jedoch héchstens fiir ein Jahr. Im Falle eintretender Arbeitslo-

sigkeit behalten sie ihr Amt bis zum Ende der Wahlzeit.

Die Mitglieder des Gesellenausschusses bleiben nach Ablauf der Wahlzeit so lange in ihrem

Amt, bis ihre Nachfolger das Amt angetreten haben.

§ 58
Wahlberechtigung
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(1) Berechtigt zur Wahl des Gesellenausschusses sind die bei den Innungsmitgliedern beschaftig-
ten Gesellen. Geselle ist, wer die Gesellenpriifung oder eine entsprechende Abschlussprifung
— auch mit héherem Abschluss — abgelegt hat und der nicht nur voribergehend in einem Au-
genoptikbetrieb mit Arbeiten betraut ist, die gewdhnlich nur von einem Gesellen oder Fachar-

beiter durchgeflihrt werden.

Nicht wahlberechtigt sind Personen, die infolge strafgerichtlicher Verurteilung das Recht, in allen

Angelegenheiten zu wahlen oder zu stimmen, nicht besitzen,

(2) Zur Stimmabgabe bedarf der Geselle einer Bescheinigung, aus der sich ergibt, seit wann er in
dem Betrieb eines Innungsmitglieds als Geselle beschaftigt ist. Die Innungsmitglieder haben
diese Bescheinigung den bei ihnen beschaftigten Gesellen auszustellen. Auf Beschluss des In-
nungsvorstandes und des Wahlleiters kdnnen die Bescheinigungen auch in Listen zusammen-

gefasst werden.

§ 59
Wahlbarkeit

Wahlbar ist jeder wahlberechtigte Geselle, der

1. volljahrig ist,
2. eine Gesellenprifung oder eine entsprechende Abschlussprifung abgelegt hat und
seit mindestens drei Monaten in dem Betrieb eines der Augenoptikerinnung angehdrenden

selbststandigem Augenoptikbetriebes beschaftigt ist.

§ 60
Arbeitslosigkeit

Eine kurzzeitige Arbeitslosigkeit lasst das Wahlrecht nach den §§ 58 und 59 unberihrt, wenn diese

zum Zeitpunkt der Wahl nicht langer als drei Monate besteht.

§ 61

Wabhl der Mitglieder des Gesellenausschusses

Die Wahl der Mitglieder des Gesellenausschusses ist vorbehaltlich der Bestimmungen des

§ 68 in einer Wahlversammlung der wahlberechtigten Gesellen durchzufihren.

§ 62
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Durchfiihrung der Wahlen

Die Durchfiihrung der Wahl obliegt einem in der Wahlversammlung zu wahlenden Wabhlleiter, der

die Voraussetzungen des § 59 erflillt. Die Augenoptikerinnung tragt die fur die Wahl erforderlichen

Kosten.

(1)

(2)

3)

(4)

(1)

(2)

3)

§ 63

Wahlversammliung

Zeit und Ort der Wahlversammlung bestimmt die Geschaftsstelle im Einvernehmen mit dem

Vorsitzenden des Gesellenausschusses.

Die Wahlberechtigten sind mindestens 2 Wochen vor dem Wahltermin zur Wahlversammlung

durch Bekanntmachung einzuladen.

Die Innungsmitglieder haben den bei ihnen beschaftigten Gesellen die Bekanntmachung mitzu-

teilen.

Der Wahltermin ist so zu legen, dass in der Regel kein Lohnausfall eintritt. Etwa entstandener

Lohnausfall wird durch die Augenoptikerinnung nicht ersetzt.

§ 64
Wabhlleitung

Der Wahlleiter leitet die Wahlversammlung. Er hat vor Beginn der Wahl das Wahlverfahren zu

erldutern und fir den ordnungsmaRigen Ablauf der Wahl zu sorgen.

Die Mitglieder des Gesellenausschusses und die Stellvertreter werden in einem Wahlgang von
den anwesenden Wahlberechtigten gewahlt. Jeder Wahlberechtigte kann in dem Stimmzettel
nur so viele wahlbare Gesellen bezeichnen, als Mitglieder und Stellvertreter in den Gesellen-

ausschuss zu wéahlen sind.

Wahlvorschlage kénnen durch Zuruf oder schriftlich gemacht werden. Abwesende kénnen vor-
geschlagen werden. Schriftliche Wahlvorschlage sind in der Wahlversammlung dem Wabhlleiter
zu Ubergeben. Der Wahlleiter prift bei den mindlich oder schriftlich gemachten Wahlvorschla-
gen, ob die genannten Bewerber die Voraussetzungen der Wahlbarkeit (§ 59) erfillen. Wahlvor-
schlage, die diesem Erfordernis nicht entsprechen, sind zuriickzuweisen. Die guiltigen Wahlvor-

schlage sind vom Wabhlleiter vor Beginn der Wahl der Wahlversammlung bekanntzugeben.
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(4)

)

(6)

(7)

(1)

(2)

(1)

(2)

Der Wahlleiter handigt jedem Wahlberechtigten gegen Vorweisung der Bescheinigung tber die

Beschaftigung bei einem Innungsmitglied (§ 59 Nr. 3) einen Stimmzettel aus.

Der Wahlberechtigte bezeichnet die wahlbaren Personen, denen er seine Stimme gibt, mit Vor-
und Zunamen auf dem Stimmzettel und Ubergibt diesen zugleich mit der Beschaftigungsbe-
scheinigung dem Wahlleiter. Der Wahlleiter kann verlangen, dass sich der Wahler durch einen

Personalausweis ausweist.

Nach Beendigung der Stimmabgabe stellt der Wahlleiter fest, wie viel Stimmen auf die einzelnen
Bewerber entfallen. Gewahlt sind die Bewerber, welche die meisten Stimmen auf sich vereini-
gen, und zwar gelten die ersten drei als Mitglieder, die folgenden drei als Stellvertreter. Bei

Stimmengleichheit entscheidet das Los.

Uber die Wahlhandlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die von dem Wahlleiter zu unter-

zeichnen ist.

§ 65
Schriftliche Wahlen

Fuhrt die Wahlversammlung zu keinem Ergebnis, so ist durch die Geschaftsstelle der Innung
gem. § 63 innerhalb von zwei Wochen seit der ersten Wahlversammlung zur Einreichung von

schriftlichen Wahlvorschlagen aufzufordern. § 63 Abs. 3 findet entsprechend Anwendung.

In der Aufforderung der Augenoptikerinnung zur Abgabe schriftlicher Wahlvorschlage sind die

Erfordernisse dieser Wahlvorschlage (§ 66) bekanntzugeben.

§ 66

Wabhlvorschlage

Jeder Wahlvorschlag muss die Namen von so vielen Bewerbern enthalten, wie Mitglieder und
Stellvertreter fur den Gesellenausschuss zu wahlen sind. Die Bewerber sind mit Vor- und Zuna-
men, Beruf, Wohnort und Wohnung so deutlich zu bezeichnen, dass Uber ihre Person kein Zwei-
fel besteht, auch muss aus dem Wahlvorschlag zweifelsfrei hervorgehen, wer als Mitglied und

wer als Stellvertreter vorgeschlagen wird.
Jeder Wahlvorschlag muss von mindestens zwei Wahlberechtigten unterzeichnet sein. Die Un-

terzeichner missen bei der Unterschrift auch Beruf, Wohnort und Wohnung angeben. Die Un-

terschriften missen leserlich sein.
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(3) Die Wahlvorschlage mussen innerhalb von drei Wochen seit der Aufforderung zur Einreichung

von Wahlvorschlagen bei der Geschaftsstelle eingereicht werden.

(4) Mit jedem Wahlvorschlag ist die Erklarung der Bewerber einzureichen, dass sie der Aufnahme

ihrer Namen in den Wahlvorschlag zustimmen.

§ 67

Priifung der Wahlvorschlage

Der Wahlleiter pruft die Wahlvorschlage, ob die in ihnen genannten Bewerber die Voraussetzungen
der Wahlbarkeit (§ 59) erfullen und ob die Wahlvorschlage den Erfordernissen des § 66 entsprechen.
Wahlvorschlage, die diesen Anforderungen nicht gentigen, sind zuriickzuweisen. Gultige Wahlvor-
schlage sind nach dem Namen des im Vorschlag zuerst genannten Bewerbers zu bezeichnen.

§ 68

Besonderheiten

Wird nur ein gultiger Wahlvorschlag eingereicht, so gelten die darin bezeichneten Bewerber als ge-
wahlt.
§ 69

Zweite Wahlversammlung

(1) Sind mehrere gultige Wahlvorschlage eingereicht worden, so bestimmt der Gesellenausschuss
oder ggf. der Vorsitzende des Vorstandes (Obermeister) Zeit und Ort der zweiten Wahlver-
sammlung. Die Wahlversammlung muss im Zeitraum von vier Wochen seit Ablauf der Frist zur
Einreichung von Wahlvorschlagen (§ 66 Abs. 3) stattfinden. §§ 63 Abs. 1 bis 4, 64 Abs. 2, 3 und
4 sowie 65 Abs. 1 finden Anwendung.

(2) Die Sitze im Gesellenausschuss und die Stellvertreter werden auf die Wahlvorschlage nach dem
Verhaltnis der ihnen zugefallenen Gesamtstimmzahlen in der Weise verteilt, dass diese Zahlen
der Reihe nach durch 1, 2, 3, 4 usw. geteilt und von den dabei gefundenen, der Grofle nach zu
ordnenden Zahlen, soviel Hochstzahlen ausgesondert werden, als Bewerber zu wahlen sind
(d’Hondt’'sches System). Jeder Wahlvorschlag erhalt so viele Sitze im Gesellenausschuss und
Stellvertreter wie Hochstzahlen auf ihn entfallen. Sind Hochstzahlen gleich, entscheidet Gber die

Reihenfolge ihrer Zuteilung das Los.

(3) §64 Abs. 4, 5 Satz 1 und Abs. 6 findet entsprechende Anwendung.

§70
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Niederschrift

(1) Der Wahlleiter hat die Niederschrift Gber die Wahlhandlung sowie die von den Wahlern abgege-

benen Stimmzettel und Beschaftigungsausweise der Geschaftsstelle auszuhandigen.

(2) Die Geschéftsstelle prift gemeinsam mit dem Wahlleiter das Ergebnis der Wahl und stellt fest,
ob die Gewahlten die gesetzlichen und satzungsmaRigen Voraussetzungen fir die Wahl erfll-
len. Gegen die Ungultigkeitserklarung einer Wahl kann jeder durch die Entscheidung Betroffene
binnen 14 Kalendertagen nach Bekanntgabe der Unglltigkeitserklarung Einspruch erheben. Der
Einspruch ist schriftlich einzulegen und zu begriinden. Uber den Einspruch entscheidet die Ver-

treterversammliung.

(3) Das Ergebnis der Wahl der Mitglieder des Gesellenausschusses ist in dem fur die Bekanntma-
chung der zustandigen Handwerkskammer bestimmten Organ zu veroffentlichen. In der Verof-
fentlichung sind Name und Anschrift des Gewahlten sowie des Betriebs, in dem er beschaftigt

ist, anzugeben.

§ 71

Wahl des Vorsitzenden und seiner Stellvertreter

(1) Der Gesellenausschuss wahlt aus seiner Mitte den Vorsitzenden, dessen Stellvertreter und ei-

nen SchriftfUhrer.

(2) Der Vorsitzende beruft und leitet die Versammlung des Gesellenausschusses.

(3) Der Gesellenausschuss ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte seiner Mitglieder anwesend
ist. Die BeschlUsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit der Anwesenden gefasst; bei Stim-

mengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

(4) Uber die Verhandlungen und Beschliisse ist eine Niederschrift anzufertigen, die von dem Vor-

sitzenden und dem Schriftfiihrer zu unterzeichnen ist.

§72

Entschadigungen
(1) Die Mitglieder des Gesellenausschusses versehen ihre Obliegenheiten als Ehrenamt unentgelt-

lich. Bare Auslagen und Zeitversaumnis werden von der Innung entschadigt.
§ 34 Abs. 4 und § 40 Abs. 3 Satz 3 gelten entsprechend.
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(2)

(1)

(2)

3)

Die Mitglieder des Gesellenausschusses dirfen in der Austibung ihrer Tatigkeit nicht gehindert
werden. Auch dirfen sie deswegen nicht benachteiligt oder beglinstigt werden. Die Mitglieder
des Gesellenausschusses sind, soweit es zur ordnungsgemafen Durchfiihrung der ihnen ge-
setzlich zugewiesenen Aufgaben erforderlich ist und wichtige betriebliche Griinde nicht entge-

genstehen, von ihrer beruflichen Tatigkeit ohne Minderung des Arbeitsentgeltes freizustellen.

Beitrage und Gebiihren

§73

Beitrage und Gebiihren

Die der Augenoptikerinnung und ihrem Gesellenausschuss erwachsenden Kosten sind, soweit
sie aus den Ertragen des Vermdgens oder aus anderen Einnahmen keine Deckung finden, von
den Innungsmitgliedern durch Beitrage aufzubringen. Zu den Kosten des Gesellenausschusses
zahlen auch die anteiligen Lohn- und Lohnnebenkosten, die dem Arbeitgeber durch die Freistel-
lung der Mitglieder des Gesellenausschusses von ihrer beruflichen Tatigkeit entstehen. Diese

Kosten sind dem Arbeitgeber auf Antrag von der Innung zu erstatten.

Die Augenoptikerinnung kann fur die Benutzung der von ihr getroffenen Einrichtungen Gebuhren

erheben.

Der von jedem Innungsmitglied zu entrichtende Beitrag besteht aus einem Grundbeitrag und

einem Zusatzbeitrag. Aullerdem kann die Innung Sonderbeitrdge erheben.

Der Grundbeitrag wird nach Haupt- und Filialbetrieb gestaffelt. Filialbetrieb im Sinne dieser Sat-
zung ist jedes vom Hauptbetrieb raumlich getrennte Geschéaftslokal des gleichen Inhabers, in

dem wesentliche Teiltatigkeiten des Augenoptikerhandwerks ausgetbt werden.

Der Zusatzbeitrag wird erhoben nach einem Tausendsatz der Lohn- und Gehaltssumme (Brut-

tolohnsumme).

Weiter erhebt die Innung fiir die Gberbetriebliche Lehrlingsunterweisung einen Beitrag. Dies gilt
nur, soweit den Betrieben grundsatzlich UBL-Kosten entstehen. Dies ist nicht der Fall, wenn die
zustandige Handwerkskammer von den in ihrem Bezirk ansassigen Betrieben zusatzlich einen
Ausbildungsbeitrag erhebt, der die UBL-Kosten (einschlieRlich etwaiger Ubernachtungskosten),

einschliel3lich etwaiger Eigenanteile des Betriebes, abdeckt.

Die beitragspflichtigen Mitglieder sind verpflichtet, der Innung Auskunft tber die zu Festsetzung

der Beitrage erforderlichen Grundlagen, z.B. durch Ubermittlung eines Doppels des Lohnnach-
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weises nach § 741 der Reichsversicherungsordnung zu erteilen. Sofern das einzelne Innungs-
mitglied seine Einwilligung erteilt hat, kann die Innung selbst oder auch tber ihren Verband bei
der zustandigen Berufsgenossenschaft bzw. Krankenkasse die Lohn- und Gehaltssumme erfra-

gen.

Die Innung ist berechtigt, fur die Erteilung der Auskunft eine Frist zu setzen. Sind die fur die
Beitragsveranlagung erforderlichen Daten nicht zu erhalten, so ist die Innung berechtigt, diese

zu schatzen

Bei Mischbetrieben, die neben den handwerklichen Leistungen aus der Augenoptik auch andere
gewerbliche Leistungen erbringen, ist der Zusatzbeitrag um den Beitragsanteil fur die anderen

gewerblichen Leistungen zu verringern.

Die Ubermittelten Daten dirfen nur flir Zwecke der Beitragsfestsetzung gespeichert und genutzt

werden.

(4) Die Beitrage und deren Bemessungsgrundlagen werden bei der Feststellung des Haushaltspla-
nes von der Vertreterversammlung alljahrlich festgesetzt; bis zur anderweitigen Festsetzung
sind die Beitrage in der bisherigen Hohe weiter zu entrichten. Beitrage sind mit dem Beginn des
Haushaltsjahres fallig. Die Verpflichtung zur Beitragszahlung beginnt mit dem 1. des Monats,

der auf die Aufnahme in die Innung folgt.

(5) Die ruckstandigen Beitrage und Geblhren werden auf Antrag des Innungsvorstandes nach den
fur die Beitreibung von Gemeindeabgaben geltenden landesrechtlichen Vorschriften beigetrie-

ben.

Haushaltsplan, Jahresrechnung

§74

Haushalts-, Kassen- und Rechnungsfiihrung

Fir die Haushalts-, Kassen- und Rechnungsfihrung gelten die Bestimmungen der von der Hand-
werkskammer aufgestellten Haushalts-, Kassen- und Rechnungsordnung. Beschlief3t die Innung
eine eigene Haushalts-, Kassen- und Rechnungsordnung, so gilt diese.

Vermogensverwaltung
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§ 75

Vermogensanlage

Bei der Anlage des Vermdgens der Innung ist mit gréfRter Sorgfalt zu verfahren und insbesondere

auf die Sicherheit der Anlage zu achten.

Schadenshaftung

§76
Haftung

Die Innung ist flr den Schaden verantwortlich, den der Vorstand, ein Mitglied des Vorstandes oder

ein anderer satzungsmaRig berufener Vertreter durch eine in Ausfuhrung der ihm zustehenden Ver-

richtungen begangene, zum Schadensersatz verpflichtende Handlung einem Dritten zufugt.

(1)

(2)

(1)

(2)

Anderung der Satzung und Auflésung der Innung

§77
Verfahren

Antrage auf Anderung der Satzung und der Nebensatzungen sowie auf Auflésung der Innung
sind beim Vorstand schriftlich zu stellen; sie sind bei der Einberufung der Innungsversammlung
den Mitgliedern mit der Tagesordnung bekannt zu geben.

Zur Verhandlung Uber Antrage auf Auflésung der Innung ist eine auf3erordentliche, nur zu die-
sem Zweck bestimmte Innungsversammlung einzuberufen, zu der alle Mitglieder der Innungs-

versammlung mindestens 14 Kalendertage vorher schriftlich einzuladen sind.

§78

Beschlussfassung

Zu Beschliissen iber die Anderungen der Satzung der Innung ist eine Mehrheit von drei Vierteln

der erschienenen Mitglieder der Innungsversammlung erforderlich.

Der Beschluss auf Aufldsung der Innung kann nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln der stimm-
berechtigten Mitglieder der Innungsversammlung gefasst werden. Sind in der ersten Innungs-
versammlung drei Viertel der Stimmberechtigten nicht erschienen, so ist binnen vier Wochen

eine zweite Innungsversammlung einzuberufen, in welcher der Aufldsungsbeschluss mit einer
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Mehrheit von drei Vierteln der erschienenen Mitglieder der Innungsversammlung gefasst werden
kann.

(3) Die nach Abs. 1 und 2 gefassten Beschllsse bedirfen der Genehmigung der Handwerkskam-
mer.
§79

Auflésung durch die Handwerkskammer

Die Innung kann, nach Anhdrung des Landesinnungsverbandes, durch die Handwerkskammer auf-

gelost werden,

1. wenn sie durch einen gesetzwidrigen Beschluss der Innungsversammlung, Vertreterver-
sammlung oder durch gesetzwidriges Verhalten des Vorstandes das Gemeinwohl| gefahrdet,

2. wenn sie andere, als die gesetzlich oder satzungsmafig zulassigen Zwecke verfolgt,

3. wenn die Zahl ihrer Mitglieder soweit zurlickgeht, dass die Erfillung der gesetzlichen und

satzungsmaRigen Aufgaben gefahrdet erscheint.

§ 80

Auflésung durch Insolvenzverfahren

(1) Die Eroffnung des Insolvenzverfahrens Gber das Vermdgen der Innung hat die Auflésung kraft

Gesetzes zur Folge.

(2) Der Vorstand hat im Falle der Zahlungsunfahigkeit oder Uberschuldung die Eréffnung des Insol-
venzverfahrens zu beantragen. Wird die Stellung des Antrages verzogert, so sind die Vorstands-
mitglieder, denen ein Verschulden zur Last fallt, den Glaubigern fur den daraus entstehenden

Schaden verantwortlich; sie haften als Gesamtschuldner.
§ 81
Auflésung durch Beschluss
(1) Wird die Innung durch Beschluss der Vertreterversammlung oder durch die Handwerkskammer
aufgeldst, so wird das Innungsvermégen in entsprechender Anwendung der §§ 47 bis 53 des

Burgerlichen Gesetzbuches liquidiert.

(2) Die Auflésung der Innung ist durch die Liquidatoren in dem Verdéffentlichungsorgan der Innung

(§85) bekannt zu machen.
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§ 82

Anderung der Innungsbezirke

Wird die Innung geteilt oder wird der Innungsbezirk neu abgegrenzt, so findet eine Vermdgensaus-
einandersetzung statt, die der Genehmigung der flr den Sitz der Innung zustandigen Handwerks-
kammer bedarf. Kommt eine Einigung Uber die Vermdgensauseinandersetzung nicht zustande, so
entscheidet die flr den Innungsbezirk zustandige Handwerkskammer. Erstreckt sich der Innungs-
bezirk auf mehrere Handwerkskammerbezirke, so kann die Genehmigung oder Entscheidung nur

im Einvernehmen mit den beteiligten Handwerkskammern ergehen.

§83
Beitragspflicht

(1) Im Falle der Auflésung der Innung sind die Innungsmitglieder verpflichtet, die ordentlichen Bei-
trage fur das laufende Vierteljahr sowie die bereits umgelegten aul3erordentlichen Beitrage an
die Liquidatoren zu zahlen.

(2) Das Innungsvermdégen ist zunachst zur Erflllung der Verbindlichkeiten zu verwenden. Das hier-

nach verbleibende Vermogen wird dem zustandigen Landesverband uberlassen.

Schlussbestimmungen

§ 84

Aufsichtsorgan

Die Aufsicht Uber die Handwerksinnung fuhrt die Handwerkskammer. Die Aufsicht erstreckt sich
darauf, dass Gesetz und Satzung beachtet, insbesondere die der Innung Ubertragenen Aufgaben
erfullt werden.

§ 85
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Bekanntmachungen
Die Bekanntmachungen der Innung erfolgen durch Rundschreiben oder durch Auslage in der Ge-

schaftsstelle. Bei Beschlissen mit Normcharakter erfolgt die Veroéffentlichung im Veréffentlichungs-

organ der zustandigen Handwerkskammer.

Beschlossen durch die Innungsversammlung am 26.10.2016

Genehmigt durch die Handwerkskammer am

Prasident Hauptgeschaftsfuhrer
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Anlagen
Anlage zu § 46

Richtlinien fiir die Errichtung der Gesellenpriifungsausschiisse gemaR §46 ff der Satzung der
AOIl Westfalen

1. Bei Errichtung der Gesellenprifungsausschusse erfolgt eine Zuweisung des jeweiligen Pruf-
bezirks.

2. Die Augenoptikerinnung Westfalen vereinigt drei Prufbezirke. Die Prifbezirke sind jeweils
deckungsgleich mit den Regierungsbezirken Arnsberg, Detmold und Munster.

3. Soweit eine Stellvertretung in einem Bezirk notwendig wird und kein Stellvertreter aus dem
jeweiligen Bezirk zur Verfugung steht, ist die bezirkslibergreifende Stellvertretung zulassig.

38



	Name, Sitz und Bezirk
	Fachgebiet
	Aufgaben der Augenoptikerinnung
	Zugehörigkeit zur Kreishandwerkerschaft
	Mitgliedschaft
	Antrag, Aufnahme
	Satzung
	Beginn, Ende
	Austritt
	Ausschluss
	Untergang der Ansprüche
	Rechte und Pflichten der Mitglieder
	Gastmitglieder
	Wahl- und Stimmberechtigung
	Übertragung des Wahl- und Stimmrechts
	Verlust oder Ruhen des Wahl- und Stimmrechts
	Wählbarkeit
	Überprüfung der Wahlen
	Verlust des Amtes
	Organe
	Zusammensetzung und Aufgaben der Innungsversammlung
	Zusammensetzung und Aufgaben der Vertreterversammlung
	Ordentliche und außerordentliche Vertreterversammlung
	Leitung der Vertreterversammlungen
	Beschlussfassung
	Zusammensetzung des Vorstandes
	Wahlen des Vorstandes
	Vorstandssitzungen
	Vertretung
	Errichtung von Ausschüssen
	Wahlen zu den Ausschüssen
	Beschlussfähigkeit
	Ständige Ausschüsse
	Ausschuss für Berufsbildung
	Zusammensetzung
	Aufgabe
	Errichtung
	Zusammensetzung und Bestellung
	Vorsitz
	Kosten der Gesellenprüfung
	Zusammensetzung
	Aufgaben
	Zusammensetzung
	Verfahren
	Gesellenausschuss
	Zusammensetzung und Bestellung
	Wahlberechtigung
	Wählbarkeit
	Arbeitslosigkeit
	Wahl der Mitglieder des Gesellenausschusses
	Durchführung der Wahlen
	Wahlversammlung
	Wahlleitung
	Schriftliche Wahlen
	Wahlvorschläge
	Prüfung der Wahlvorschläge
	Besonderheiten
	Zweite Wahlversammlung
	Niederschrift
	Wahl des Vorsitzenden und seiner Stellvertreter
	Entschädigungen
	Beiträge und Gebühren
	Haushalts-, Kassen- und Rechnungsführung
	Vermögensanlage
	Haftung
	Verfahren
	Beschlussfassung
	Auflösung durch die Handwerkskammer
	Auflösung durch Insolvenzverfahren
	Auflösung durch Beschluss
	Änderung der Innungsbezirke
	Beitragspflicht
	Aufsichtsorgan
	Bekanntmachungen

